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Beschlussempfehlung 
 
1. Die vom Ausschuss für Haushaltskontrolle festgestellten Sachverhalte, die Beschlüsse 

über einzuleitende Maßnahmen und die dafür gesetzten Termine werden gemäß § 114 
der Landeshaushaltsordnung bestätigt. 

 
2. Der Landesregierung wird für die Haushaltsrechnung 2023 - Drucksache 18/12350 - im 

Zusammenhang mit dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs über das Ergeb-
nis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 - Vorlage 18/4088 - gemäß § 114 der Landes-
haushaltsordnung in Verbindung mit Artikel 86 der Landesverfassung Entlastung erteilt. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis 
der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 (Vorlage 18/4088) wurde durch das Plenum am 
17. September 2025 an den Ausschuss für Haushaltskontrolle überwiesen.  
 
Im Zuge der Beratungen der einzelnen Beiträge des o.g. Jahresberichts 2025 des Landes-
rechnungshofs Nordrhein-Westfalen – sie fanden in den Sitzungen des Ausschusses für 
Haushaltskontrolle am 7. Oktober 2025 (vgl. Ausschussprotokoll 18/1016), am 4. Novem-
ber 2025 (vgl. Ausschussprotokoll 18/1045), am 16. Dezember 2025 (vgl. Ausschussproto-
koll 18/1107 Neudruck), am 27. Januar 2026 (vgl. Ausschussprotokoll 18/1139 Neudruck), am 
29. Januar 2026 (vgl. Ausschussprotokoll 18/1187), am 17. März 2026 (vgl. Ausschussproto-
koll 18/1178) sowie am 16. Juni 2026 (vgl. Ausschussprotokoll 18/1252) statt – wurden dem 
Ausschuss für Haushaltskontrolle zudem  
 

• mit den Vorlagen 18/4269, 18/4350, 18/4351, 18/4352, 18/4353, 18/4634, 18/4635, 
18/4636 18/4637, 18/4638, 18/4757, 18/4758, 18/4774, 18/4775, 18/4776, 18/4891, 
18/4892, 18/4893, 18/4894, 18/4895, 18/4998, 18/4999, 18/5000, aktualisierte Sachstands-
vermerke seitens des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen und 

 

• mit den Vorlagen 18/4706, 18/4856, 18/4941, 18/4993, 18/5032, 18/5100 Berichte der  
Landesregierung 

 
zugeleitet. 
 
 
Die Vorlage der Haushaltsrechnung 2023 (Drucksache 18/12350) wurde durch das Plenum 
am 29. Januar 2025 an den Ausschuss für Haushaltskontrolle überwiesen.  
 
  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20860 

 
 

4 

B Beratung 
 
Teil A - Feststellungen zum Haushalt 
Beitrag 1 Vorbemerkung 
 
- 
 
 
 
Teil A - Feststellungen zum Haushalt 
Beitrag 2 Haushaltsrechnung 2023 
 
Prüfungsfeststellung 
 
„Die Prüfung der Haushaltsrechnung 2023 hat ergeben, dass die darin aufgeführten Beträge 
von denen der Bücher um rund 30.000 € abweichen. Die Haushaltsrechnung ist damit erneut 
unvollständig.“ 
 
 
Teil A - Feststellungen zum Haushalt 
Beitrag 3 Haushaltslage im Überblick 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Das Haushaltsvolumen liegt seit 2020 über 100 Milliarden €.  
 
Der Haushaltsausgleich war und ist nur durch die Erzielung erheblicher außerordentlicher Ein-
nahmen möglich. Hierzu gehören zum Beispiel Sondereffekte aus der Rückübertragung von 
Selbstbewirtschaftungsmitteln und aus Entnahmen aus der allgemeinen Rücklage sowie Ein-
nahmen aus notlagen- (2020 bis 2023) und konjunkturbedingten Krediten (2024). 
 
Der Schuldenstand des Landes stieg bis Ende 2023 auf einen Rekordstand von rund 
164,6 Milliarden € an. 2024 sank der Schuldenstand zwar auf rund 162,9 Milliarden €. Aber 
dies ist im Wesentlichen auf eine nicht aus dem laufenden Haushalt, sondern aus dem Rest-
bestand des NRW-Rettungsschirms finanzierte Tilgung von 3,0 Milliarden € zurückzuführen. 
2025 ist erneut eine Aufnahme konjunkturbedingter Kredite von rund 2,1 Milliarden €  
vorgesehen.“ 
 
 
Teil A - Feststellungen zum Haushalt 
Beitrag 4 Einnahmen trotz weiter steigender Steuereinnahmen in Schieflage 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„2024 erreichten die Steuereinnahmen einen neuen Höchstwert von rund 76,6 Milliarden €. 
Für 2026 bis 2028 sehen die Ergebnisse der regionalisierten Mai-Steuerschätzung 2025 ins-
gesamt rund 6,2 Milliarden € weniger Steuereinnahmen als bisher geplant vor. Dennoch liegt 
im Grunde kein Steuereinnahmenproblem vor. Auch künftig ist nach den Planungen mit stei-
genden Steuereinnahmen zu rechnen. 
 
Der Haushaltsausgleich 2025 gelingt trotzdem nur durch Sondereffekte von rund 3,0 Milliar-
den €. Damit haben sich diese in den vergangenen fünf Jahren fast verfünffacht. 
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In der Finanzplanung 2024 bis 2028 gibt das Ministerium der Finanzen globale Mehreinnah-
men ab 2026 von jährlich über 5,5 Milliarden € an, bei denen es selbst noch Klärungsbedarf 
sieht. Die Finanzplanung 2022 bis 2026 sowie die Finanzplanung 2023 bis 2027 sahen ab 
2026 jährliche globale Mehreinnahmen zwischen rund 0,4 und rund 1,5 Milliarden € vor. Dies 
zeigt deutlich, dass im Rahmen der Haushaltsplanung 2026 ein erheblicher Handlungsbedarf 
besteht (Deckungslücke). Das gilt umso mehr, als die Steuereinnahmen im gleichen Zeitraum 
(2026 bis 2028) voraussichtlich deutlich geringer ausfallen werden als geplant.  
 
Seit 2024 macht das Land von der Möglichkeit konjunkturbedingter Verschuldungen Ge-
brauch. Für 2025 ist sie in Höhe von rund 2,1 Milliarden € vorgesehen. Einnahmen aus kon-
junkturbedingten Kreditaufnahmen führen nur im betreffenden Haushaltsjahr zu einem Haus-
haltsausgleich.“ 
 
 
 
Teil A - Feststellungen zum Haushalt 
Beitrag 5 Ausgaben: Aufgaben- und Ausgabenkritik weiterhin nicht erkennbar 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Die Ausgaben sind wie die Einnahmen von 2023 nach 2024 um rund 1,0 Milliarden € auf rund 
104,2 Milliarden € angestiegen. Für 2025 wird mit einem weiteren Anstieg auf rund 105,5 Mil-
liarden € gerechnet. 
 
Um Notlagen-Effekte bereinigt sind die Ausgaben von 2020 bis 2024 um rund 26,1 % gestie-
gen. Mit Blick auf die Plandaten für 2025 beträgt der Anstieg seit 2020 sogar rund 31,0 %. 
Überdies verschärft sich die Lage schon deshalb, weil weitere den Haushalt belastende Aus-
gabensteigerungen absehbar sind (Personal- und Versorgungsausgaben sowie Schulden-
dienst). 
 
Beim Schuldendienst ist insbesondere die anteilige Entschuldung der Kommunen im Wege 
einer Schuldübernahme zu berücksichtigen. Hierfür ist ein jährlicher Betrag von 250 Millio-
nen € vorgesehen. Ob und in welcher Höhe sich der Bund zusätzlich beteiligen wird, bleibt 
abzuwarten. 
 
Die vom Landesrechnungshof schon mehrfach geforderte Aufgaben- und Ausgabenkritik mit 
einem Aufgabenscreening und insbesondere einer Festlegung von Nachrangigkeiten muss 
daher jetzt umgesetzt und institutionalisiert werden. Vor allem die Arbeitsgruppe „Aufgaben-
kritik“ muss endlich für den Haushaltsgesetzgeber erkennbare Ergebnisse liefern.“ 
 
 
 
Teil A - Feststellungen zum Haushalt 
Beitrag 6 Vermögen: Nachweis verbessert, aber immer noch unvollständig 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Seit 2023 enthält der Vermögensnachweis beim Grundvermögen teilweise doppische Infor-
mationen. Dies sieht der Landesrechnungshof als einen Schritt in die richtige Richtung an. Das 
Land sollte aber die Vollständigkeit der doppischen Daten sicherstellen. 
 
Insgesamt ist der Vermögensnachweis immer noch unvollständig und weist weiterhin nur ei-
nen kleinen Bruchteil des Vermögens aus.“ 
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Teil A - Feststellungen zum Haushalt 
Beitrag 7 Schulden: Schuldenstand gesunken – aber keine Entwarnung 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Der Schuldenstand des Landes ist 2024 erstmals seit 2019 wieder leicht gesunken. Eine Ent-
spannung der Schuldensituation ist damit allerdings nicht verbunden. Der Schuldenstand wird 
trotz der beabsichtigten Tilgung eines Teils der Notlagenkredite auf neue Rekordwerte anstei-
gen. Maßgeblich hierfür sind insbesondere die geplante konjunkturbedingte Kreditaufnahme 
sowie die beabsichtigte Übernahme von kommunalen Altschulden. 
 
Auch die Pro-Kopf-Verschuldung signalisiert weiterhin – vor allem im Ländervergleich – eine 
angespannte Schuldensituation.“ 
 
 
 
Teil A - Feststellungen zum Haushalt 
Beitrag 8 Neue Möglichkeiten durch Änderungen des Grundgesetzes? 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Durch die Änderungen des Grundgesetzes im Frühjahr 2025 hat das Land künftig Anspruch 
auf einen Anteil an 100 Milliarden € aus einem vom Bund zu errichtenden Sondervermögen 
für Investitionen in die Infrastruktur. Darüber hinaus steht dem Land neben der konjunkturbe-
dingten Verschuldungsmöglichkeit eine weitere, kreditfinanzierte Einnahmemöglichkeit in 
Form einer strukturellen Verschuldung zur Verfügung.  
 
Nach Ansicht des Landesrechnungshofs sollten die neu gewonnenen Möglichkeiten nicht als 
Substitut für normale Haushaltsmittel des Landes und nur für zusätzliche Maßnahmen einge-
setzt werden. 
 
Der Landesrechnungshof ist zudem der Auffassung, dass keinesfalls Kredite auf der Grund-
lage der neuen strukturellen Verschuldungsmöglichkeit aufgenommen werden sollten, bevor 
nicht die von ihm geforderte Aufgaben- und Ausgabenkritik durchgeführt und Nachrangigkei-
ten für eine Haushaltskonsolidierung bestimmt worden sind.  
 
Für die Zeit danach rät der Landesrechnungshof, die neue strukturelle Verschuldungsmöglich-
keit als Einnahmequelle nur im unbedingt erforderlichen Umfang zu nutzen. 
 
Im Ergebnis dürfen die neu gewonnenen Möglichkeiten die immer drängenderen, strukturellen 
Konsolidierungserfordernisse im Haushalt nicht untergraben.“ 
 
 
 
Teil A - Feststellungen zum Haushalt 
Beitrag 9 Fazit 
 
- 
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Beschluss  
 
Der Ausschuss einigt sich unter Zustimmung aller Fraktionen darauf, die Abschnitte 1 bis 9 
des Jahresberichts Teil A ohne förmlichen Beschluss zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 10 Gesundheitsmanagement in den Ministerien 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Das Land trägt eine besondere Verantwortung für die Gesundheit seiner Beschäftigten. Es ist 
gefordert, diese durch ein Gesundheitsmanagement zu fördern und erkrankte Beschäftigte zu 
unterstützen. Das Ziel ist, die Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten zu erhalten 
– und damit die Leistungsfähigkeit der Verwaltung selbst.  
 
Wie das in der Praxis gelingt, hat der Landesrechnungshof bei der Staatskanzlei und vier Mi-
nisterien geprüft. Er hat festgestellt, dass im Gesundheitsmanagement zwar bereits gute An-
sätze vorhanden sind. Gleichwohl sollte es stärker auf einem kontinuierlichen Verbesserungs-
prozess basieren. Das heißt zum Beispiel: Systematisch Bedarfe erheben und Maßnahmen 
evaluieren. 
 
Doch auch ein Gesundheitsmanagement kann langfristige Erkrankungen nicht vollständig ver-
hindern. Im Umgang mit langzeiterkrankten Beschäftigten hat der Landesrechnungshof für die 
Verwaltungspraxis Verbesserungsmöglichkeiten identifiziert: So mangelte es bei Beamteten 
an einer konsequenten Anwendung vorhandener Regelungen. Bei Tarifbeschäftigten waren 
die Verfahren unzureichend geregelt. Auch fehlte es an einem hinreichenden Wissensma-
nagement. 
 
Die Ministerien und die Staatskanzlei haben sich mit den Empfehlungen auseinandergesetzt. 
Die Prüfung hätte, so der gemeinsame Tenor, Anlass geboten, bestehende Prozesse kritisch 
zu hinterfragen und weiterzuentwickeln. Einige Empfehlungen sind bereits umgesetzt worden. 
In einigen Punkten gibt es noch Bedarf für einen weiteren Austausch, damit auch die noch 
offenen Empfehlungen umgesetzt werden.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) das Gesundheitsmanagement 
und den Umgang mit langzeiterkrankten Beschäftigten bei der Staatskanzlei (StK) und meh-
reren Ministerien geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass bei den Rahmenkonzep-
ten des Gesundheitsmanagements, der Bedarfs-ermittlung sowie bei der Ausgestaltung amts-
ärztlicher Untersuchungen für Tarifbeschäftigte Weiterentwicklungsbedarf besteht. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die StK und die Mehrheit der Ministerien 
die Empfehlungen des LRH zur Aktualisierung der Rahmenkonzepte und die Etablierung einer 
regelmäßigen Evaluierung umgesetzt haben. 
 
Ergänzend nimmt der Ausschuss positiv zur Kenntnis, dass das Ministerium der Finanzen 
(FM) prüft, wie eine rechtssichere Verpflichtung von Tarifbeschäftigten zu amtsärztlichen Un-
tersuchungen ausgestaltet werden könnte. 
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Der Ausschuss erwartet, dass die Landesregierung wie bisher mit langzeiterkrankten Beschäf-
tigten menschlich, sensibel und mit Rücksicht auf die erkrankten Personen vorgeht. Gleichzei-
tig müssen die Interessen des Landes als Dienstherr unter Berücksichtigung der genannten 
rücksichtsvollen Vorgehensweise gewahrt werden. Vor diesem Hintergrund macht der Aus-
schuss deutlich, dass sich aus dem Prüfergebnis Handlungsbedarf im Umgang mit langzeiter-
krankten Beschäftigten ergibt.  
 
Darüber hinaus erkennt der Ausschuss die Vorteile einer ressortübergreifenden Zusammen-
arbeit an, etwa durch die Nutzung einheitlicher Handlungsleitfäden und Vorlagen und eine 
Bündelung von Aufgaben, sofern dies wirtschaftlich und organisatorisch sinnvoll erscheint. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu.  

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 11 Weiterhin Mängel in der Personalverwaltung – diesmal im Bereich der 

Lehrerinnen und Lehrer 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Eine Prüfung bei den Bezirksregierungen hat für den Bereich der Lehrerinnen und Lehrer 
gezeigt: Die Personalverwaltung weist auch dort Mängel auf.  
 
Damit bestätigen sich Feststellungen des Landesrechnungshofs aus den Vorjahren: Bereits in 
den Jahresberichten 2020 und 2021 hatte er Mängel in der Personalverwaltung bei verschie-
denen Einrichtungen des Landes aufgezeigt. Dem wollte das Ministerium der Finanzen mit 
Änderungsregelungen und zusätzlichen Informationen für die Personalverwaltung entgegen-
wirken. 
 
Rund 10 % der jetzt geprüften 465 Fälle im Bereich der Dienstbezüge und Entgelte bei den 
Lehrkräften waren fehlerhaft bearbeitet worden. Dabei wurden insgesamt rund 264.000 € an 
Dienstbezügen und Entgelten zu Unrecht gewährt. Das Land hat infolge der Prüfung bisher 
rund 49.000 € aus den überzahlten Bezügen und Entgelten wieder vereinnahmt. Zudem fehlte 
es an einem funktionierenden Controlling bei den Bezirksregierungen. 
 
Die Geltendmachung von Erstattungsansprüchen des Landes gegenüber den Krankenkassen 
nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz war ebenfalls fehlerbehaftet: Das betraf rund 13 % 
der geprüften 126 Mutterschutzfälle. Als Folge der Prüfung konnte das Land bisher einen Ge-
samtbetrag von rund 328.000 € nachträglich vereinnahmen.  
 
Der Landesrechnungshof hat für eine ordnungsgemäße Personalverwaltung erneut angeregt, 
das Zulagenwesen zu überarbeiten. Zudem sollte ein verpflichtendes Controlling-System in 
diesem Bereich eingeführt werden, um den Datenaustausch zwischen den beteiligten Dienst-
stellen zu gewährleisten.  
 
Zur korrekten Geltendmachung von Erstattungsansprüchen des Landes gegenüber den Kran-
kenkassen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz erscheint es dem Landesrechnungshof 
zwingend notwendig, die Verfahrensabläufe zu ändern. Der vollständige Meldeprozess sollte 
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erneut betrachtet und optimiert werden. Hierzu hat der Landesrechnungshof konkrete Maß-
nahmen vorgeschlagen.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam mit dem Staatlichen 
Rechnungsprüfungsamt Arnsberg die Personalausgaben des Landes für Lehrkräfte und die 
nach dem Gesetz über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung 
vorgesehenen Erstattungen geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass sowohl bei der Auszah-
lung von Dienstbezügen als auch bei der Bearbeitung der Erstattungsansprüche gegenüber 
den Krankenkassen wiederholt Unstimmigkeiten aufgetreten sind. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium für Schule und Bildung 
(MSB) die für die Bearbeitung zuständigen Bezirksregierungen zu einer besseren Bearbeitung 
der Zulagen und Erstattungsansprüche aufgefordert hat. 
 
Der Ausschuss geht davon aus, dass die Landesregierung den Forderungen des LRH zur 
Einführung eines verpflichtenden Controlling-Systems sowie einem besseren Austausch zwi-
schen den Dienststellen nachkommt und bittet um eine Umsetzung innerhalb eines angemes-
senen Zeitraums. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu.  

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 12 Unsportliches Verhalten beim Sportstättenbau 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Eine Kommune erhielt vom Land eine Zuwendung von rund 4,3 Millionen € für den Bau einer 
Dreifachsporthalle an einer Sportschule. Die Kommune hatte für die Durchführung des Bau-
projekts ein Unternehmen als Generalunternehmer beauftragt. Grundsätzlich müssen Kom-
munen Bauleistungen jedoch in kleineren Auftragseinheiten (Losen) vergeben, damit sich 
auch mittelständische Unternehmen um den Auftrag bewerben können. Nur aus technischen 
oder wirtschaftlichen Gründen dürfen Kommunen hiervon abweichen. Dies müssen sie dann 
vor der Vergabe ausführlich begründen. Das ist hier nicht geschehen. Damit hatte die Kom-
mune gegen geltendes Recht verstoßen und den Wettbewerb zulasten des Mittelstands in 
unzulässiger Weise eingeschränkt. 
 
Die Zuwendung ist daher ganz oder zumindest teilweise zurückzufordern. Angesichts der 
Schwere des Vergabeverstoßes erwartet der Landesrechnungshof, dass keinesfalls nur 5 % 
der Zuwendung zurückgefordert werden, wie es die Staatskanzlei vertritt.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Landeszuwendung für den 
Neubau einer Dreifachsporthalle an einer Sportschule einer Kommune geprüft hat. 
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Als zentrales Prüfergebnis ist festzuhalten, dass die betroffene Kommune gegen die zum maß-
geblichen Zeitpunkt geltenden vergaberechtlichen Vorgaben verstoßen hat. 
 
Zudem wird zur Kenntnis genommen, dass ein Teil der Zuwendung zurückgefordert wurde, 
die Angemessenheit dieser Rückforderung in der Höhe jedoch zwischen Landesregierung und 
LRH unterschiedlich bewertet wird. 
 
Darüber hinaus lässt sich festhalten, dass auf Landes- und Bundesebene entsprechende An-
passungen im Vergaberecht erfolgt bzw. geplant sind, sodass gegebenenfalls vergleichbare 
Verstöße künftig weniger wahrscheinlich sind. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Enthaltung der Fraktion der SPD zu. 

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 13 Bei Anruf Geld: Das Innovation Lab beim Landesamt für Zentrale  

Polizeiliche Dienste  
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Das Ministerium des Innern gab Mitte 2021 die Planung und den Aufbau eines „Innovation 
Labs“ der Polizei beim Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste in Auftrag. Das Innovation 
Lab sollte „neue Technologien bewerten, erproben und innovative Potenziale für die Polizei 
frühzeitig erkennen und nutzbar machen“. Zu diesem Zweck wurde durch das Landesamt für 
Zentrale Polizeiliche Dienste eine Büroetage von rund 530 m2 im Duisburger Innenhafen an-
gemietet, baulich ertüchtigt und technisch ausgestattet. Während der Prüfung waren beim In-
novation Lab fünf Bedienstete tätig, die mit externen Partnern zusammenarbeiteten. 
 
Der Landesrechnungshof hat die völlig ausufernde Kostenentwicklung bei der Errichtung des 
Innovation Labs scharf kritisiert: Innerhalb weniger Wochen wurden die Mittel sukzessive von 
250.000 € auf 4,28 Millionen € erhöht. Aber auch dieses Budget wurde überschritten. Tatsäch-
lich wurden für die Errichtung des Innovation Labs mindestens 4,66 Millionen € aufgewandt. 
Hauptursache für die eklatante Kostensteigerung war die Beschaffung kostspieliger Videokon-
ferenztechnik für rund 3,7 Millionen €. Hinzu kamen weitere technische Ausstattung und Mo-
biliar für mehrere Hunderttausend Euro, darunter eine Einbauküche für rund 35.000 €, eine 
Kaffeemaschine für rund 14.600 € und zwei Stühle für rund 6.000 € pro Stück. 
 
Trotz dieser Summen lag zu keinem Zeitpunkt eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit Aus-
sagen zum Bedarf und zur Angemessenheit der Kosten vor.  
 
Überdies existierten keine oder nur unzureichende Unterlagen für die Mittelzuweisungen. Eine 
erste Mittelerhöhung von 250.000 € auf 1,75 Millionen € erfolgte sogar nur infolge eines Tele-
fonats zwischen dem Projektleiter und dem Ministerium des Innern.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) das Innovation Lab beim Lan-
desamt für Zentrale Polizeiliche Dienste (LZPD) geprüft hat. 
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Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass vor der Einrichtung des 
Innovation Labs keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt wurde und sich im weite-
ren Verlauf zusätzliche Kosten ergeben haben.  
 
Ergänzend wird festgestellt, dass haushaltswirtschaftliche Vorgaben nicht vollständig berück-
sichtigt wurden. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bis 
zum Jahresende erfolgen soll und darüber hinaus Kennzahlen zur Erfolgsmessung erarbeitet 
werden. 
 
Der Ausschuss geht davon aus, dass künftig auf die Durchführung einer Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung geachtet wird. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD zu. 

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 14 Gefangenentransporte auf dem Prüfstand 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Die Organisation der Gefangenentransporte im Land ist reformbedürftig. Es fehlen die Vo-
raussetzungen für eine koordinierte und wirtschaftliche Transportplanung.  
 
Zurzeit unterhält das Land neben einer Zentralstelle acht Transportbehörden, die nicht gleich-
mäßig ausgelastet sind. Zudem ist eine Digitalisierung der erforderlichen Daten als Voraus-
setzung für eine wirtschaftliche Planung von Transporten bislang nicht erfolgt. So ist den 
Transportbehörden bei der Planung nicht bekannt, wie viele Gefangene an den Transportta-
gen zu befördern sind und wo die Gefangenen ein- und aussteigen. Schließlich ist der Bedarf 
an für den Transport notwendigen Fahrzeugen nicht ermittelt worden. 
 
Dem Ministerium der Justiz wurden Vorschläge zur Verbesserung des Gefangenentransport-
wesens unterbreitet. Es beabsichtigt, das gesamte Gefangenentransportwesen zu  
überprüfen.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Ausgaben für Gefangenen-
transporte in der Justiz geprüft und dabei Fragen der Effizienz und Effektivität in den Blick 
genommen hat.  
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der LRH bei der beste-
henden Organisationsstruktur des Gefangenensammeltransports Optimierungspotenziale 
festgestellt hat. 
 
Der Ausschuss bewertet es positiv, dass das Ministerium der Justiz (JM) die Feststellungen 
des LRH aufgegriffen hat und die Überprüfung der Wirtschaftlichkeit des Gefangenentrans-
portwesens vorantreibt. Positiv wird insbesondere die geplante Digitalisierung des Kursbuchs 
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als Grundlage für eine verbesserte Planung und Steuerung bewertet. In diesem Zusammen-
hang wird auch die Überprüfung der Anzahl der Transportbehörden begrüßt, wobei zugleich 
mögliche Weiterentwicklungen der Organisationsstruktur in den Blick genommen werden. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD zu. 

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 15 Justiz-IT: Doppelstrukturen auf den Prüfstand stellen 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Im Justizressort sind zwei Dienstleister für den Einsatz von IT tätig: Zum einen greift das 
Ministerium der Justiz auf einen ressorteigenen Dienstleister, den Zentralen IT-Dienstleister 
der Justiz, zurück. Darüber hinaus zieht es den ressortübergreifend tätigen Landesbetrieb In-
formation und Technik Nordrhein-Westfalen heran. 
 
Der Landesrechnungshof sieht in der bestehenden Doppelstruktur ungenutzte Synergiepoten-
ziale. Er hat dem Ministerium der Justiz daher empfohlen, im Rahmen einer Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung zu prüfen, ob eine weitergehende Zentralisierung bei dem Landesbetrieb 
Information und Technik Nordrhein-Westfalen zu wirtschaftlicheren Ergebnissen führt. Diese 
Prüfung scheint umso dringlicher, als entgegen den haushaltsrechtlichen Vorgaben bislang 
keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchgeführt wurden, welche die bestehende Zwei-
gleisigkeit rechtfertigen könnten. 
 
Das Ministerium der Justiz sagte dem Landesrechnungshof bisher nicht ausdrücklich zu, dass 
es die Empfehlung umsetzen werde. Dieser ist weiterhin der Auffassung, dass eine Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung erforderlich und geboten ist.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) den Zentralen IT-Dienstleister 
der Justiz (ITD) geprüft hat.  
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die bestehende Doppel-
struktur von ITD und Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
möglicherweise Synergiepotenziale bietet. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium der Justiz (JM) eine 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Struktur der Justiz-IT zugesagt hat.  
 
Der Ausschuss begrüßt eine Zentralisierung von IT-Systemen, wenn diese zu einer wirtschaft-
licheren und effizienteren IT-Verwaltung führt und dabei den speziellen Anforderungen der 
Justiz gerecht wird. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Enthaltung der Fraktion der SPD zu. 
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Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 16 Ein (Hochschul-)Rat für alle Fälle? 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„An den Universitäten und Fachhochschulen des Landes ist jeweils ein Hochschulrat einge-
richtet. Er berät die Hochschulleitung und übt die Aufsicht über ihre Geschäftsführung aus. 
Der Landesrechnungshof hat die Tätigkeit der Hochschulräte geprüft. In mehreren Fällen hat 
er die Nichteinhaltung rechtlicher Vorgaben beanstandet und moniert, dass Hochschulräte 
Aufgaben nicht oder nur unzureichend erfüllt hatten. Darüber hinaus hat die Prüfung in ver-
schiedenen Bereichen Hinweise darauf ergeben, wie die Hochschulräte ihre Tätigkeit unter 
Rückgriff auf die Praxis anderer Hochschulräte optimieren könnten. Schließlich hat der Lan-
desrechnungshof aus seinen Feststellungen Vorschläge für Änderungen der gesetzlichen Re-
gelungen abgeleitet. 
 
Für den Fall, dass es zu grundsätzlichen Reformüberlegungen kommt, hat der Landesrech-
nungshof angesichts der Aufgabenvielfalt der Hochschulräte auf die teilweise erhebliche Be-
lastung der ausschließlich ehrenamtlichen Mitglieder hingewiesen. Er hat vor diesem Hinter-
grund Überlegungen zur Entlastung der Hochschulräte angeregt. Daneben sollten auch Prä-
zisierungen ihrer Befugnisse erwogen werden. 
 
Das Ministerium für Kultur und Wissenschaft hat eine sorgfältige Analyse und eine umfas-
sende Bearbeitung der Vorschläge des Landesrechnungshofs in Aussicht gestellt. Dabei will 
es sich eng mit den Hochschulräten abstimmen.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Tätigkeit der Hochschulräte 
geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass seitens des LRH eine 
Weiterentwicklung der Hochschulräte empfohlen wird. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass die Hochschulen sowie das Ministerium für Kultur und Wissen-
schaft (MKW) die Empfehlungen des LRH positiv aufgenommen haben und deren Umsetzung 
vorantreiben. 
 
Der Ausschuss sieht die angestrebte Professionalisierung der Hochschulräte positiv. Dabei 
erscheinen insbesondere eine proaktive Begleitung der Wirtschaftsführung und des Jahresab-
schlusses sowie eine vertiefte Zusammenarbeit mit dem Rektorat in strategischen Fragen 
sinnvoll. Auch die Einrichtung eines Untergremiums für Finanzangelegenheiten sowie eine un-
terstützende Geschäftsstelle könnten zur weiteren Stärkung der Arbeit der Hochschulräte bei-
tragen. Darüber hinaus erscheint eine Orientierung an Grundsätzen guter Hochschulführung 
als ein möglicher Ansatz für die Weiterentwicklung der Hochschulräte. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
 
 
 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
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Beitrag 17 Neues Forschungsinstitut – koste es, was es wolle 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Das Ministerium für Kultur und Wissenschaft finanzierte den Aufbau eines neuen Forschungs-
instituts von 2017 bis März 2021 im Wege der Projektförderung mit rund 5,6 Millionen €. Seit 
April 2021 wird das Institut institutionell gefördert; für 2021 und 2022 belief sich diese Förde-
rung auf insgesamt rund 6,4 Millionen €. 
 
Das Ministerium führte bei seiner Förderung keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durch. 
Zudem erhielt das Institut in verschiedenen Phasen der Förderung stets sämtliche beantragten 
Mittel. Gleichzeitig stieg der Anteil der nicht verbrauchten Mittel jährlich an. 2022 waren dies 
rund 928.000 €. Auch eine Erfolgskontrolle fand bisher nicht statt.  
 
Für die institutionelle Förderung des Instituts waren auch seine Einnahmen maßgeblich. Diese 
konnten für die Jahre 2021 und 2022 nicht eindeutig festgestellt werden. 
 
Obwohl sich für das Ministerium zeigte, dass das Institut Schwierigkeiten mit der Einhaltung 
der zuwendungsrechtlichen Vorgaben hatte, prüfte das Ministerium die einzelnen Verwen-
dungsnachweise erheblich verspätet.  
 
Das Institut hielt sich bei Vergabeverfahren nicht an die maßgeblichen Bestimmungen. So 
erließ es eine Dienstanweisung, mit der es beispielsweise den Höchstbetrag für den Direktkauf 
unter anderem von Cateringleistungen auf das Zehnfache des zulässigen Höchstbetrags an-
hob, nämlich auf 50.000 €. Das Ministerium tolerierte dies.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Förderung des Aufbaus ei-
nes neuen Forschungsinstituts durch das Ministerium für Kultur und Wissenschaft (MKW) ge-
prüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass im Rahmen der Förde-
rung des Instituts keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Sinne der Landeshaushaltsord-
nung Nordrhein-Westfalen (LHO) durchgeführt wurden. 
 
Ferner wird festgestellt, dass eine institutsinterne Dienstanweisung Ausnahmen von den Wert-
grenzen für Direktvergaben vorsah, die durch die einschlägigen Vergabevorschriften nicht ge-
deckt waren. 
 
Der Ausschuss berücksichtigt, dass die Regelungen zur Wertgrenze bei der Direktvergabe im 
Zuge der Corona-Pandemie mehrfach angepasst wurden und nimmt wohlwollend zur Kennt-
nis, dass das Institut inzwischen Vergabeschulungen etabliert hat. Zugleich wird darauf hinge-
wiesen, dass Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen auch bei Forschungseinrichtungen grund-
sätzlich erforderlich sind, ihre Aussagekraft jedoch naturgemäß begrenzt ist.  
 
Daneben begrüßt der Ausschuss die Förderung strategisch relevanter Forschungsinstitute in 
Nordrhein-Westfalen durch das MKW sowie die bis Ende 2026 geplante Evaluation des  
Instituts. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
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Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 18 Aus dem Ministerium in eine Gesellschaft – holpriger Neustart der  

gesammelten Kunst aus Nordrhein-Westfalen  
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Das Ministerium für Kultur und Wissenschaft wandelte eine Einrichtung für Kunst aus Nord-
rhein-Westfalen in eine Gesellschaft um. 
 
Die dazu formulierten Ziele wurden nicht erreicht: Die Erträge der Gesellschaft aus „Drittmit-
teln“, „Sponsoring“ und „Erträgen aus dem Förderverein“ fielen deutlich geringer aus als ge-
plant. Der zur Unterstützung der Gesellschaft geplante Förderverein wurde bislang noch nicht 
gegründet. 
 
Auch zeigte die Gesellschaft konzeptionelle Defizite: Sie verfügte weder über ein Leitbild noch 
über ein Museums- und Sammlungskonzept für die Sammlung und Ausstellung der Kunst. 
Darüber hinaus unterliefen der Gesellschaft und der Bezirksregierung als Bewilligungsbehörde 
im Zuwendungsverfahren Fehler: Die Verwendungsnachweise für 2022 und 2023 enthielten 
nicht alle Einnahmen. Die erforderlichen Überleitungsrechnungen fehlten. 
 
Weder das Ministerium noch die Bezirksregierung legten Ziele oder Kennzahlen fest. Dement-
sprechend erfolgte auch keine Evaluation des Geschäftsbetriebs. Zudem erfüllte das Ministe-
rium seine Beratungs- und Überwachungspflicht durch seine Vertretenden in den Gremien der 
Gesellschaft nicht in hinreichendem Umfang. 
 
Das Ministerium erklärte, die Einwerbung von Drittmitteln priorisieren zu wollen. Der Förder-
verein werde noch 2025 gegründet. Die Gesellschaft erstelle derzeit ein Leitbild, auf dessen 
Grundlage sodann das Museums- und Sammlungskonzept erarbeitet werde. Das Verwen-
dungsnachweisverfahren werde künftig korrekt verlaufen. In den Zuwendungsbescheiden wür-
den Kennzahlen vorgegeben, die auch evaluiert würden. Zur Erfüllung seiner Aufsichtspflich-
ten erarbeite das Ministerium aktuell die Geschäftsordnungen der Gremien.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Umwandlung einer Einrich-
tung für Kunst durch das Ministerium für Kultur und Wissenschaft (MKW) in eine gGmbH ge-
prüft hat.  
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die Verwendungsnach-
weise teilweise fehlerhaft waren und die Möglichkeiten der Verbesserung der Ausschöpfung 
wirtschaftlicher Möglichkeiten, unter anderem durch die Einwerbung von Drittmitteln, nicht voll 
genutzt wurden. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die Verwendungsnachweise nunmehr 
vorliegen und bearbeitet werden. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das MKW ein Museumskonzept erarbeitet und Ziele und Kenn-
zahlen festlegen will. Der Ausschuss geht davon aus, dass das MKW zu gegebener Zeit einen 
Umsetzungsbericht vorlegen wird. 
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Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD zu. 

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 19 Digitalisierung der Verwaltung: Kompetenzen stärken und bündeln,  

Strukturen verschlanken 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Eine leistungsfähige IT ist für die moderne Verwaltung unverzichtbar. Doch wer trifft hierzu 
die notwendigen Entscheidungen? Der Landesrechnungshof hat untersucht, wie die IT in der 
Landesverwaltung gesteuert wird. Sein Fazit: Zwar ist der Chief Information Officer – der Be-
auftragte der Landesregierung für IT – formal verantwortlich, doch kann er keine eigenständi-
gen Entscheidungen treffen. Für wesentliche IT-Maßnahmen ist die Zustimmung aller Ministe-
rien und der Staatskanzlei erforderlich.  
 
Diese Abstimmungspflicht führt zu schwergängigen Entscheidungsstrukturen. Und das hat 
Folgen: Der Chief Information Officer hat keine ausreichenden Rechte, notwendige Informati-
onen bei anderen Ministerien einzuholen oder die Umsetzung der zuvor im Konsens beschlos-
senen Maß-nahmen zu kontrollieren. Ebenso fehlen bis heute notwendige Rahmenbedingun-
gen – allem voran eine ressortübergreifende IT-Strategie, die Ziele einheitlich festlegt. Ent-
scheidungswege verlaufen über verschiedene Gremien – in denen werden jedoch überwie-
gend Informationen ausgetauscht. Selten wird etwas Substanzielles entschieden – etwa die 
Verabschiedung von strategischen Dokumenten.  
 
Der Landesrechnungshof sieht Reformbedarf. Eine wirksame IT-Steuerung erfordert schlanke 
Entscheidungsstrukturen und mehr Kompetenzen für den Chief Information Officer. Nur so 
lassen sich ressortübergreifende IT-Vorhaben effizient koordinieren. Das für Digitales zustän-
dige Ministerium und der Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen begrü-
ßen dies ausdrücklich. Jetzt gilt es, die elf anderen Ministerien und die Staatskanzlei zu über-
zeugen.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP  
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die IT-Steuerung in der Lan-
desverwaltung geprüft hat.  
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der Chief Information 
Officer (CIO) nicht über eigene Entscheidungskompetenzen verfügt, wodurch Entscheidungs-
abläufe erschwert werden können. 
 
Der Ausschuss nimmt außerdem zur Kenntnis, dass der LRH umfangreiche Empfehlungen zur 
Überarbeitung der Entscheidungsstrukturen der IT-Steuerung erarbeitet hat. 
 
Der Ausschuss begrüßt eine wirtschaftliche und effiziente IT-Steuerung der Landesverwaltung 
und eine Vereinfachung der dafür zuständigen Entscheidungsstrukturen sowie die Bemühun-
gen des LRH, entsprechende Verbesserungsvorschläge zu unterbreiten. 
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Der Ausschuss stellt fest, dass die genaue Ausgestaltung der IT-Steuerung in den Kernbereich 
exekutiven Handelns fällt und sieht folglich von einer weitergehenden Stellungnahme zu den 
Empfehlungen des LRH ab. Der Ausschuss geht davon aus, dass im Rahmen der Staatsmo-
dernisierung auch erwogen wird, das Verwaltungshandeln der Landesverwaltung im Hinblick 
auf effizientere IT-Entscheidungsstrukturen zu überprüfen. 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die IT-Steuerung in der  
Landesverwaltung geprüft hat.  
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der Chief Information 
Officer (CIO) nicht über eigene Entscheidungskompetenzen verfügt, wodurch Entscheidungs-
abläufe erschwert werden können. 
 
Der Ausschuss nimmt außerdem zur Kenntnis, dass der LRH umfangreiche Empfehlungen zur 
Überarbeitung der Entscheidungsstrukturen der IT-Steuerung erarbeitet hat. 
 
Der Ausschuss begrüßt eine wirtschaftliche und effiziente IT-Steuerung der Landesverwaltung 
und eine Vereinfachung der dafür zuständigen Entscheidungsstrukturen sowie die Bemühun-
gen des LRH, entsprechende Verbesserungsvorschläge zu unterbreiten. 
 
Der Ausschuss stellt fest, dass sich die Landesregierung derzeit in der Beratung über die 
Struktur der Gremien zur IT-Steuerung befindet. Diese laufenden Beratungen fallen in den 
Kernbereich exekutiven Handelns. Vor diesem Hintergrund sieht der Ausschuss von einer wei-
tergehenden Stellungnahme zu den diesbezüglichen Empfehlungen des LRH ab. Der Aus-
schuss geht davon aus, dass im Rahmen der Staatsmodernisierung auch erwogen wird, das 
Verwaltungshandeln der Landesverwaltung im Hinblick auf effizientere IT-Entscheidungsstruk-
turen zu überprüfen.  
 
Darüber hinaus könnte im Kontext der Staatsmodernisierung erwogen werden, ob der Landtag 
(LT), der LRH und der Verfassungsgerichtshof (VerfGH) Möglichkeiten einer effizienteren Or-
ganisation ihrer IT-Strukturen sowie einer engeren Zusammenarbeit mit der Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) unter Wahrung der Datensouveränität der betroffenen 
Institutionen in Betracht ziehen. 
 
Beschluss 
 
Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD, lehnt der Ausschuss den zuvor angepassten 
Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP ab. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stim-
men der Fraktionen von FDP und AfD sowie bei Enthaltung der Fraktion der SPD, stimmt der 
Ausschuss dem Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zu. 

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 20 Denkmalschutz: nicht nachhaltig in der Haushaltsführung, nicht zeitnah, 

nicht bedarfsgerecht und nicht landesweit einheitlich 
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Prüfungsfeststellung: 
 
„Das Land gewährt Zuwendungen für Maßnahmen zum Erhalt und zur Instandsetzung von 
Denkmälern pauschal oder einzelfallbezogen. 
 
Die zugehörige Haushaltsplanung und -durchführung war jedoch nicht nachhaltig. So stiegen 
etwa die Haushaltsansätze für Zuschüsse und Zuweisungen zur Förderung von Maßnahmen 
im Rahmen des Denkmalschutzes zunächst 2021 und 2022 erheblich an. Die Veranschlagung 
der Haushaltsmittel zur Selbstbewirtschaftung ging nicht mit dem Grundsatz einer sparsamen 
Bewirtschaftung einher. 
 
Nur jede zweite Kommune hat die Pauschalförderung in Anspruch genommen. Zudem gab es 
zwischen den Regierungsbezirken erhebliche Unterschiede im Verhältnis der Förderhöhe zum 
jeweiligen Denkmalbestand. Diese regionale Ungleichheit war für den Landesrechnungshof 
nicht nachvollziehbar. 
 
Bei der einzelfallbezogenen Förderung von Denkmalschutzmaßnahmen dauerte das Verfah-
ren von der Antragstellung bis zur Bewilligung deutlich zu lang. Maßgeblich dafür war die Ein-
bindung des Ministeriums in den Entscheidungsprozess. Außerdem fehlten den Bewilligungs-
behörden klare Vorgaben zu Förderzielen und -quoten. Gleiches gilt für Entscheidungshilfen 
zur Priorisierung von Maßnahmen und zur Festlegung des Fördersatzes.  
 
Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung sollte sich zur Verfahrens-
beschleunigung auf eine strategische Steuerung der Maßnahmen zur Denkmalförderung be-
schränken. Gleichzeitig sollte das Ministerium den Bewilligungsbehörden zeitnah einen ein-
heitlichen und verbindlichen Handlungsrahmen für die Quotierung der Zuwendungshöhe vor-
geben.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam mit den Staatlichen 
Rechnungsprüfungsämtern Münster und Köln die Zuweisungen nach §§ 35 und 36 des Denk-
malschutzgesetzes (DSchG NRW) geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass das Ministerium für Hei-
mat, Kommunales, Bau und Digitalisierung (MHKBD) in erhöhtem Umfang Verpflichtungser-
mächtigungen und Selbstbewirtschaftungsmittel eingesetzt hat. 
 
Der Ausschuss stellt des Weiteren fest, dass die Pauschalzuweisungen regional unausgewo-
gen waren. Ebenso bestanden Verbesserungsnotwendigkeiten bei den Verfahren für die Indi-
vidualförderung.  
 
Der Ausschuss hält fest, dass ab 2026 alle 396 Gemeinden jeweils eine fachbezogene Pau-
schale zur Förderung von Denkmalpflegemaßnahmen vor Ort erhalten.  
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das MHKBD das Verfahren für die In-
dividualförderung durch die Übernahme des Antragsverfahren „Nordrhein-Westfalen fördert“ 
überarbeitet und in diesem Zuge die Förderrichtlinien entsprechend weiterentwickelt hat. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD zu. 
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Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 21 Investitionsmaßnahmen im Öffentlichen Personennahverkehr: Endstation 

Ausgabereste 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Das Land fördert Investitionsmaßnahmen in die Infrastruktur des Öffentlichen Personennah-
verkehrs, die in einem besonderen Landesinteresse stehen. Allein von 2016 bis 2022 wurden 
hierfür rund 948 Millionen € aus Regionalisierungsmitteln des Bundes bereitgestellt. 
 
Davon wurde fast die Hälfte, rund 445 Millionen €, im vorgenannten Zeitraum nicht zeitgerecht 
genutzt. Die jährlichen Haushaltsansätze für diese Investitionen lagen in diesen Jahren stets 
deutlich über den Ausgaben. Dies sieht der Landesrechnungshof insbesondere im Hinblick auf 
die Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit kritisch. Hinreichende Planungen zu einem zeit-
nahen Abbau von Ausgaberesten durch konkrete Investitionsmaßnahmen in die Infrastruktur 
des Öffentlichen Personennahverkehrs waren für den Landesrechnungshof nicht ersichtlich. 
Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu diesen Investitionsmaßnahmen waren nach den 
Feststellungen des Landesrechnungshofs verbesserungsbedürftig. Unzureichend waren ins-
besondere die Zielformulierung und die Erfolgskontrolle. Dies betraf sowohl die übergeordnete 
Ebene des Förderprogramms als auch die einzelnen geförderten Maßnahmen. 
 
Der Landesrechnungshof stellte ferner fest, dass erstens sich das Ministerium nicht auf über-
geordnete Aufgaben konzentriert hatte, sondern in die Bearbeitung der Einzelmaßnahmen 
eingebunden war. Er stellte zweitens bei den Bewilligungsbehörden ein verbesserungswürdi-
ges Wissensmanagement fest. Drittens stellte der Landesrechnungshof fest, dass die Zuwen-
dungsempfangenden die Schlussverwendungsnachweise regelmäßig nicht fristgerecht ein-
reichten.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Förderung von Investitionen 
im besonderen Landesinteresse nach §13 Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr 
in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass beim Abfluss der finanzi-
ellen Mittel teilweise noch Verbesserungspotenzial besteht. 
 
Der Ausschuss nimmt des Weiteren zur Kenntnis, dass Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und 
Wissensmanagement verbesserungswürdig waren. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr (MUNV) 
eine Priorisierung von Fördervorhaben eingeleitet sowie weitere Anregungen des LRH aufge-
griffen und entsprechende Maßnahmen veranlasst hat. 
 
Der Ausschuss stellt fest, dass die Bildung von Ausgabenresten für nicht genutzte Ausgabeer-
mächtigungen nach §19 Landeshaushaltsordnung Nordrhein-Westfalen (LHO) bei Investitio-
nen rechtlich zulässig ist.  Der maßvolle Einsatz dieses Instruments kann insbesondere bei 
umfangreichen und mehrjährigen Investitionsvorhaben sinnvoll sein, solange dies keine Ein-
schränkung der Haushaltsklarheit und -wahrheit zur Folge hat. Zudem stellt es eine Alternative 
zur Bildung von Selbstbewirtschaftungsmitteln dar. 
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Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 22 Fuhrparkmanagement des Landesbetriebes Straßenbau Nordrhein-West-

falen – Planung, Steuerung und Überwachung des Fahrzeug- und Groß-
geräteeinsatzes muss verbessert werden 

 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen setzt zur Erfüllung seiner Aufgaben eine 
Vielzahl an Spezialfahrzeugen und Großgeräten (unter anderem Lastkraftwagen, Bagger, 
Kehrmaschinen, Mähgeräte) und klassische Dienstkraftfahrzeuge ein. Effektiv und wirtschaft-
lich geschieht dies jedoch nicht:  
 
Jahresplanungen zum Einsatz der Fahrzeuge und Großgeräte fehlten weitgehend. Auch die 
Aussagen zu deren Auslastung waren nicht belastbar. Ebenso fehlten valide Daten zu deren 
Kosten und Betriebsstunden. Sie waren teilweise lücken- und fehlerhaft.  
 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen, die vor Investitionsentscheidungen zur Neubeschaffung von 
Spezialfahrzeugen und Großgeräten ab 10.000 € erforderlich sind, waren nicht durchgängig 
durchgeführt worden.  
 
Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen hat die Prüfungsfeststellungen im We-
sentlichen anerkannt und bereits zahlreiche Maßnahmen eingeleitet, die zu einer Verbesse-
rung des Fuhrparkmanagements führen sollen.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam mit dem Staatlichen 
Rechnungsprüfungsamt Münster das Fuhrparkmanagement des Landesbetrieb Straßenbau  
Nordrhein-Westfalen (Straßen.NRW) geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass einzelne Straßenmeiste-
reien nicht über Jahresplanungen verfügten. 
 
Der Ausschuss nimmt des Weiteren zur Kenntnis, dass Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei 
Neuanschaffungen nicht in allen Fällen durchgeführt wurden. Zudem wurden Daten zur Fahr-
zeugauslastung sowie weitere relevante Informationen nicht durchgehend erfasst. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass Straßen.NRW Maßnahmen zur Ver-
besserung der festgestellten Probleme angekündigt hat. Er begrüßt in diesem Zusammenhang 
die Digitalisierung des Betriebsdienstes und regt an, künftig Jahresplanungen vorzunehmen 
und die Zielerreichung zu evaluieren. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
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Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 23 Ausgaben für Corona-Impfzentren – Optimierungen für die Zukunft möglich 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Ausweislich einer Abfrage des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales bei den an-
deren Bundesländern Anfang 2022 zahlte Nordrhein-Westfalen die höchsten Stundensätze für 
in den Impfzentren tätige Ärztinnen und Ärzte. Die Herleitung der Höhe dieser Stundensätze 
war nicht nachvollziehbar dokumentiert. Ferner wurden keine Daten erhoben und ausgewertet, 
die für eine Beurteilung der Wirtschaftlichkeit des Betriebs der Impfzentren hätten herangezo-
gen werden können. Hinsichtlich der Mietkosten für Immobilien, die für die Unterbringung von 
Impfzentren genutzt wurden, fehlte es an konkretisierenden Regelungen zur Erstattungsfähig-
keit. Bei einem Teil der Impfzentren wurden die dort tätigen Personen unentgeltlich mit Spei-
sen versorgt und entsprechende Verpflegungskosten vom Land erstattet. 
 
Der Landesrechnungshof hat gebeten, in zukünftigen vergleichbaren Situationen die Herlei-
tung festgelegter Vergütungen nachvollziehbar zu dokumentieren. Zudem sollte eine Länder-
abfrage vor der Festlegung erfolgen. Um die Impfzentren unter Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten miteinander vergleichen und ggf. steuernd eingreifen zu können, sollten ferner von 
Beginn an hierfür geeignete Kennzahlen erhoben werden. Auch sollten zur Erstattungsfähig-
keit von Mietkosten konkretisierende Regelungen getroffen werden. Verpflegungskosten für 
Speisen sollten nicht erstattungsfähig sein. 
 
Das Ministerium will die Empfehlungen des Landesrechnungshofs bei der Bewältigung künfti-
ger vergleichbarer Situationen überwiegend berücksichtigen.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Ausgaben für Corona-Impf-
zentren des Landes geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der LRH die im Zusam-
menhang mit dem Betrieb der Impfzentren während der Corona-Pandemie entstandenen Kos-
ten teilweise kritisch bewertet. 
 
Der Ausschuss weist auf die während der Corona-Pandemie bestehende hochkomplexe Aus-
nahmesituation hin. In dieser war eine schnelle Einrichtung von Impfzentren erforderlich, um 
große Teile der Bevölkerung zügig impfen zu können. Damit wurde ein wichtiger Beitrag zum 
Schutz der Gesundheit der Bevölkerung geleistet. Zudem haben die mit den Impfungen ver-
bundenen Öffnungsschritte dazu beigetragen, zusätzliche finanzielle Belastungen für Bevöl-
kerung und Land in großen Teilen der Wirtschaft und des öffentlichen Lebens zu begrenzen. 
 
Aus Sicht des Ausschusses sind finanzielle Anreize für Mitarbeitende der Impfzentren in einer 
solchen Ausnahmesituation nachvollziehbar. Zugleich wird angeregt, bei möglichen künftigen 
Sonderlagen auf eine möglichst ausgewogene Gestaltung der Honorierung von Personal zwi-
schen den Bundesländern hinzuwirken. 
 
Auch in Ausnahmesituationen erscheint nach Einschätzung des Ausschusses eine wirtschaft-
liche Betrachtung von Ausgaben sinnvoll, soweit dies unter den jeweiligen Umständen möglich 
ist. 
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Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP bei Enthaltung der Fraktionen von SPD und AfD zu. 

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 24 Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirtschaftlichkeit! 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Der Landesrechnungshof hat festgestellt, dass die Ressorts der Landes-regierung häufig 
neue Mietverträge mit hohen Mietzahlungen abschließen, ohne zuvor alternative Varianten 
eingehend untersucht zu haben. 
 
Da zudem der landeseigene Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen nicht mit ex-
ternen Anbieterinnen und Anbietern in einen Wettbewerb um die wirtschaftlichste Neuanmie-
tung tritt, fehlt ein wichtiges Regulativ zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit. 
 
Zudem haben sich das Ministerium der Finanzen und das Ministerium des Innern bis heute 
nicht auf einheitliche Vorgaben für die Umsetzung des Wirtschaftlichkeitsgebots bei neuen 
Anmietungen für das Land verständigt. Abweichend von den Vorgaben des Ministeriums der 
Finanzen verfolgt das Ministerium des Innern einen Sonderweg, ohne die finanziellen Auswir-
kungen auf das Land zu berücksichtigen. 
 
Das Ministerium der Finanzen, das Ministerium des Innern und das Ministerium der Justiz 
haben zu den Prüfungsfeststellungen des Landesrechnungshofs Stellung genommen. Diese 
sind vom Ministerium der Finanzen und vom Ministerium der Justiz in weiten Teilen angenom-
men worden. Das Ministerium des Innern hingegen hat die Prüfungsfeststellungen gegenüber 
dem Landesrechnungshof in weiten Teilen streitig gestellt. 
 
Der Landesrechnungshof erwartet, dass die Ressorts die aufgezeigten Probleme zeitnah lö-
sen und das Wirtschaftlichkeitsgebot gemäß § 7 Landeshaushaltsordnung bei neuen Anmie-
tungen achten.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam mit den Staatlichen 
Rechnungsprüfungsämtern Köln und Arnsberg die Unterbringungsentscheidungen der Res-
sorts auf Grundlage von Variantenvergleichen geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt die Feststellungen des LRH zur Kenntnis. Er nimmt ferner zur Kenntnis, 
dass das Ministerium der Finanzen (FM) und das Ministerium des Innern (IM) unterschiedliche 
Maßstäbe bei der Anwendung des Wirtschaftlichkeitsgebots verfolgen. 
 
Der Ausschuss würde es begrüßen, wenn innerhalb der Landesregierung eine möglichst ein-
heitliche Handhabung der Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen bei Unterbringungsentscheidun-
gen sichergestellt wird. Dabei sollten allerdings die spezifischen Anforderungen einzelner Res-
sorts, welche Spezialliegenschaften, also andere als klassische Büroimmobilien, in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich haben, angemessen berücksichtigt werden. 
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Der Ausschuss bittet die Landesregierung, dies im Rahmen der Weiterentwicklung der Rege-
lungen zur Anwendung des § 7 Landeshaushaltsordnung Nordrhein-Westfalen (LHO) ange-
messen zu berücksichtigen. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
 
 
 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 25 Verbesserung der Energieeffizienz in Bestandsgebäuden – sind die  

Gebäude des Landes bis 2030 fit für die Klimaziele? 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Für die von der Landesregierung bis 2030 vorgegebene bilanziell klimaneutrale Landesver-
waltung bedarf es insbesondere im Gebäudesektor einer großen Kraftanstrengung. Zur Rea-
lisierung wurden für die Jahre 2022 bis 2026 die Mietbudgets der Ressorts von 450 Millionen € 
auf 900 Millionen € jährlich verdoppelt. Eine Berechnungsgrundlage hierfür wurde dem Lan-
desrechnungshof nicht vorgelegt. Beim Einsatz der Mittel fehlt es zudem an konkreten Rege-
lungen darüber, wie die Gelder zweckgerichtet für den Klimaschutz eingesetzt werden sollen. 
Für die mittelfristige Investitionsplanung ist es erforderlich, den Gebäudebestand hinsichtlich 
des Sanierungsbedarfs objektscharf zu analysieren. Gut 20 Jahre nach Gründung des Bau- 
und Liegenschaftsbetriebs Nordrhein-Westfalen fehlt es an einer solchen detaillierten Be-
standsaufnahme. 
 
Soweit die Treibhausgasemissionen bis 2030 nicht durch Vermeiden und Vermindern reduziert 
werden können, sollen sie dann durch CO2-Zertifikate kompensiert werden. Einen Plan zur 
Umsetzung gibt es bisher nicht. Die Frage, wie groß der finanzielle Spielraum für die Kompen-
sationsmaßnahmen sein wird, ist ungeklärt.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam mit den Staatlichen 
Rechnungsprüfungsämtern Köln und Arnsberg eine Prüfung zur Umsetzung des Ziels einer 
klimaneutralen Landesverwaltung bis 2030 durchgeführt hat. Dabei standen die Bestandsge-
bäude im Verwaltungsvermögen des Landes im Mittelpunkt der Prüfung. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die Erhöhung der Miet-
budgets der Ressorts, soweit sie zur Steigerung der Klimaschutzinvestitionen erfolgt ist, nicht 
auf einer ausreichenden Datengrundlage basierte. 
 
Der Ausschuss stellt des Weiteren fest, dass eine objektscharfe Bestandsaufnahme der Ver-
brauchsdaten und damit des CO2-Ausstoßes einzelner Gebäude nicht in allen Fällen vorliegt. 
Zudem kann die geplante Kompensation von Treibhausgasemissionen durch CO2-Zertifikate 
mit finanziellen Risiken verbunden sein. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-West-
falen (BLB) beabsichtigt, die objektscharfe Erfassung bis Ende 2026 abzuschließen. 
 
Der Ausschuss geht davon aus, dass bei der geplanten Kompensation von Treibhausgasemis-
sionen durch CO2-Zertifikate hohe Qualitäts- und Kontrollstandards beachtet werden. 
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Zugleich erscheint es sinnvoll, dass die tatsächliche Reduzierung von CO2-Emissionen wei-
terhin Vorrang vor dem Erwerb von Zertifikaten hat. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
 
 
 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 26 Modulares Bauen: Verschläft der Bau- und Liegenschaftsbetrieb  

Nordrhein-Westfalen eine wichtige Innovation? 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Der Landesrechnungshof ist der Frage nachgegangen, welche Bedeutung das Thema Mo-
dulbau beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen hat und wie weit dort die 
entsprechenden Prozesse beim Bauen eingeführt sind. Dabei hat er die effiziente Nutzung der 
Modulbauweise als wichtige Innovation identifiziert und die daraus resultierenden Chancen für 
die Wirtschaftlichkeit im Landesbau aufgezeigt. 
 
Eine systematische Vorgehensweise beim Einsatz der Modulbauweise ist beim Bau- und Lie-
genschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen nicht erkennbar. Es fehlt an ausreichend verbindlichen 
Entscheidungsprozessen, einem kontinuierlichen Wissenstransfer und eindeutigen Vorgaben 
Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen verkennt die Potenziale der Modul-
bauweise in seinem eigenen Portfolio. Insofern hat der Landesrechnungshof eine nur zurück-
haltende, auf wenige Ausnahmefälle beschränkte, Anwendung der Modulbauweise festge-
stellt. Als moderner Immobiliendienstleister des Landes ist der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
Nordrhein-Westfalen verpflichtet, möglichst die wirtschaftlichste Bauweise zu realisieren. 
Hierzu gehört auch der Modulbau als Innovation im Landesbau. Daher regt der Landesrech-
nungshof an, dem Modulbau beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen in Zu-
kunft mehr Aufmerksamkeit zu schenken. 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam mit dem Staatlichen 
Rechnungsprüfungsamt Köln das modulare Bauen beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nord-
rhein-Westfalen (BLB) geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass bei der Umsetzung des 
modularen Bauens noch Verbesserungspotenzial bestand. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass der BLB die Empfehlungen des LRH 
aufgegriffen hat, seine Aktivitäten im Bereich der Modulbauweise verstärken will und dazu ein 
Konzept zur Anwendung der Modulbauweise im Landesbau erstellt. Vor diesem Hintergrund 
wird eine verstärkte Umsetzung von Baumaßnahmen in Modulbauweise in Aussicht  
genommen. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
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Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 27 Spitzencluster it’s OWL: Hauptsache Förderung, Nebensache  

Wirtschaftlichkeit 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Das Land hat Zuwendungen von rund 43,4 Millionen € für hochinnovative Einzel- und Ver-
bundvorhaben im Innovations- und Transferbereich des Spitzenclusters it’s OWL an Unter-
nehmen und Forschungseinrichtungen 2018–2023 gewährt. 
 
Eine angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung hatte das seinerzeitige Ministerium für 
Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie zuvor nicht vorgenommen. Es hatte den 
Bedarf für die Förderung nicht ermittelt und damit nicht festgestellt, ob eine Landesförderung 
erforderlich war. Das Ministerium legte für die Förderung auch keine konkreten und messbaren 
Ziele fest. Zudem fehlten und fehlen Grundlagen für die vorgesehenen und bislang nicht vor-
genommenen Erfolgskontrollen.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam mit dem Staatlichen 
Rechnungsprüfungsamt Detmold die Förderungen des Landes im Rahmen der it’s-OWL För-
derrichtlinie (FRL) geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der LRH Verbesserungs-
bedarfe bei der nach § 7 Abs. 2 Landeshaushaltsordnung (LHO) vorgesehenen Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung sowie bei der Bedarfsermittlung und der Erfolgskontrolle der Förderungen 
nach der it’s-OWL FRL (?) identifiziert hat. 
 
Der Ausschuss hält zugleich fest, dass die Förderung von it’s-OWL auf einer breiten parla-
mentarischen Grundlage beruhte und seinerzeit fraktionsübergreifend unterstützt wurde. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Ener-
gie (MWIKE) die Feststellungen des LRH aufgegriffen und konkrete Schritte zur Stärkung der 
Wirtschaftlichkeit, Zielorientierung und Erfolgskontrolle künftiger Fördermaßnahmen abgeleitet 
hat. Hierzu zählen insbesondere standardisierte Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, messbare 
Förderziele sowie eine engere Verzahnung von Zielsystem und Evaluation. 
 

Beschluss 

 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
 
 
 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 28 Neue Batterien, alte Fehler 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Ein Institut der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen hat bei einer För-
derung von Forschungsinfrastruktur für zukünftige Batteriegenerationen 2023 und 2024 die 
Nutzung der geförderten Anlagen in den dazugehörigen Maschinenbüchern mangelhaft 
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dokumentiert. Damit war nicht deutlich zu erkennen, ob diese Anlagen für die geförderte For-
schung oder – zweckwidrig – wirtschaftlich genutzt wurden. Unter anderem solche Mängel 
hatte der Landesrechnungshof bei dieser Hochschule bereits bei einer Prüfung 2018 und 2019 
festgestellt; sie waren Gegenstand des Jahresberichts 2020. Die Hochschule hat damit Pro-
zessempfehlungen nicht eingehalten, obwohl das damalige Ministerium für Wirtschaft, Inno-
vation, Digitalisierung und Energie dies seinerzeit zugesichert hatte. 
 
Zudem hat das Institut geförderte Anlagen – von der Förderung ausgeschlossen – wirtschaft-
lich genutzt. Infolge der Feststellungen hat die zuständige Bezirksregierung die Zuwendung 
anteilig in Höhe von rund 1,3 Millionen € (verzinst) zurückgefordert.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Förderung einer For-
schungsinfrastruktur für zukünftige Batteriegenerationen an der Rheinisch-Westfälischen 
Technischen Hochschule Aachen (RWTH) geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der LRH im Rahmen der 
Förderung der RWTH erneut Handlungsbedarf bei der Umsetzung früherer Prozessempfeh-
lungen zur zuwendungsrechtskonformen Dokumentation festgestellt hat. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Ener-
gie (MWIKE) auf die Feststellungen des LRH reagiert und organisatorische sowie rechtliche 
Maßnahmen zur Verbesserung der Auflagenkontrolle und Dokumentation bei Fördermaßnah-
men ergriffen hat. Nicht zuletzt ist die durch Erlass angeordnete Anwendung neuer Nebenbe-
stimmungen bei EFRE-Förderungen hervorzuheben. 
 

Beschluss 

 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
 
 
 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 29 Besteuerung von Corona-Hilfen nicht sichergestellt 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Während der Corona-Pandemie haben Bund und Länder zahlreiche Unternehmen finanziell 
unterstützt. Diese Leistungen sind steuerpflichtig. Zur Sicherstellung der Besteuerung ist ein 
Behörden und andere öffentliche Stellen verpflichtendes Mitteilungsverfahren eingerichtet 
worden. Der Landesrechnungshof hat dazu festgestellt, dass sowohl die Übermittlung als auch 
die Verarbeitung von besteuerungsrelevanten Daten in den Finanzämtern fehlerhaft war.  
 
Künftige vergleichbare Verfahren sind daher zu optimieren. Der Landesrechnungshof emp-
fiehlt insbesondere, verstärkt auf eine vollständige und zeitnahe Übermittlung erforderlicher 
Daten hinzuwirken. Dabei sollte zudem sichergestellt werden, dass die Daten mit den Angaben 
der Steuerpflichtigen automatisiert abgeglichen werden können. Das Ministerium der Finanzen 
wirkt im Rahmen einer bundesweiten Arbeitsgruppe auf die Beseitigung von Schwachstellen 
und die Optimierung des steuerlichen Mitteilungsverfahrens hin.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
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Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Besteuerung von Corona-
Hilfen geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die Übermittlung steuer-
lich relevanter Daten zu bewilligten und ausgezahlten Corona-Hilfen innerhalb der Landesver-
waltung bislang nur unvollständig erfolgt ist. Aufgrund dessen konnte eine ordnungsgemäße 
Besteuerung gewährter Corona-Hilfen nicht in ausreichendem Maße sichergestellt werden. 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium der Finanzen (FM) in-
tensiv an einer technischen Lösung zur vollständigen Übermittlung der Daten arbeitet. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
 
 
 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 30 Hohe Fehlerquote bei Beiträgen zu Versorgungswerken – selbst bei  

Steuerprofis 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Die Bearbeitung von nahezu einem Viertel der geprüften Einkommensteuererklärungen mit 
Beiträgen zu Versorgungswerken war fehlerhaft. Daraus lässt sich ein landesweites Steuer-
ausfallrisiko von 10,4 Millionen € jährlich ableiten. 
 
Als Fehlerschwerpunkt zeigte sich, dass falsche Angaben in den Steuer-erklärungen von den 
Finanzämtern häufig übernommen wurden. Dabei machten selbst die Angehörigen der steu-
erberatenden Berufe oft falsche Angaben.  
 
Der Landesrechnungshof empfiehlt u. a. eine Anpassung des Einkommensteuervordrucks. 
Das Ministerium der Finanzen hat zugesagt, diese Empfehlung in die zuständige Vordruck-
kommission einzubringen.“ 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam mit dem Staatlichen 
Rechnungsprüfungsamt für Steuern (RPASt) die Gewährung des Sonderausgabenabzugs bei 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in Bezug auf Beiträge zu Versorgungswerken geprüft 
hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass aufgrund der Konzeption 
des Einkommensteuervordrucks sowie der noch nicht vollständig umgesetzten steuerlichen 
Digitalisierung von Bescheinigungen über geleistete Vorsorgeaufwendungen fehlerhafte Ein-
tragungen entstehen. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium der Finanzen (FM) sich 
für eine Anpassung des Einkommensteuervordruckes eingesetzt hat. Zugleich weist der Aus-
schuss darauf hin, dass eine vom LRH angeregte Sensibilisierung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit zusätzlichem Arbeitsaufwand verbunden sein und sich gegebenenfalls zulasten 
anderer Aufgaben auswirken kann. Zudem regt der Ausschuss an, zu prüfen, ob mit Hilfe des 
Risikomanagementsystems die Fehlerquote gesenkt werden kann. 
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Der Ausschuss geht davon aus, dass die bis 2028 vollständig digitalisierte Übermittlung von 
Bescheinigungen über geleistete Vorsorgeaufwendungen zu einer deutlichen Reduzierung der 
Fehlerquote beitragen kann. 
 
Beschluss 
 
Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD zu. 

 
Teil B - Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
Beitrag 31 Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle erfüllt seine  

Mitteilungspflichten gegenüber Finanzbehörden nicht 
 
Prüfungsfeststellung: 
 
„Öffentliche Stellen sind verpflichtet, den Finanzbehörden bestimmte steuererhebliche Sach-
verhalte mitzuteilen. Nach den Feststellungen des Landesrechnungshofs erfüllte das Bundes-
amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle bei Zuwendungen zu energetischen Maßnahmen 
diese Mitteilungspflicht nicht. Dadurch ist eine gleichmäßige und gesetzmäßige Besteuerung 
nicht sichergestellt. Es drohen Steuerausfälle in unbekannter Höhe. 
 
Entsprechend den Empfehlungen des Landesrechnungshofs hat das Ministerium der Finan-
zen bereits Maßnahmen eingeleitet, damit das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
seiner Mitteilungspflicht zukünftig nachkommt und der Eingang von dessen elektronischen Mit-
teilungen geprüft wird. 
 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die Gewährung von Steuerer-
mäßigungen nach § 35c Einkommensteuergesetz (EStG) geprüft hat. 
 
Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass das Bundesamt für Wirt-
schafft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) seiner Mitteilungspflicht gegenüber den Finanzbehörden 
bislang nicht nachgekommen ist. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium der Finanzen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (FM NRW) das Bundesministerium der Finanzen (BMF) und das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) auf die Mitteilungspflichten hinge-
wiesen und damit auf eine Lösung der Problematik hingewirkt hat. 
 
Der Ausschuss stellt fest, dass die nunmehr für die Bewilligung der Förderung zu energeti-
schen Maßnahmen zuständige Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) die Steuernummern der 
Fördernehmenden abfragt. Dies deutet darauf hin, dass ein automatisierter Informationsaus-
tausch mit der Finanzverwaltung vorbereitet wird. 
 
Beschluss 
 
Im Ausschuss erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag von Simon Rock (GRÜNE), 
das Wort „nunmehr“ im letzten Absatz des Beschlussvorschlags durch „ebenfalls“ zu ersetzen. 
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Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag in der soeben geänderten Fassung mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Enthaltung 
der Fraktion der SPD zu. 
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C Ergebnis 
 
In der abschließenden Sitzung am 14. Juli 2026 (Ausschussprotokoll 18/1288) wurden die vom 
Ausschuss für Haushaltskontrolle festgestellten Sachverhalte, die Beschlüsse über einzulei-
tende Maßnahmen und die dafür gesetzten Termine gemäß § 114 Landeshaushaltsordnung 
einstimmig bestätigt. 
 
Der Landesregierung wurde in gleicher Sitzung für die Haushaltsrechnung des Landes für das 
Jahr 2023 (Drucksache 18/12350) gemäß § 114 Landeshaushaltsordnung in Verbindung mit 
Artikel 86 der Landesverfassung einstimmig Entlastung erteilt. Dabei lag das Ergebnis der  
Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 (Drucksache 18/4088) zugrunde. 
 
 
 
Rainer Schmeltzer 
Vorsitz 
 


